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nur die von gleicher 
Beträge der (Landeskofinanzierung). 

des Sachverhalts liegt offenkundig ein vor: 
Haushaltsansätzen ist zwischen Barmittelansatz und Ansatz der Verpflichtungser­
mächtigungen zu unterscheiden. 

angegebenen Summen stellen nicht den tatsächlichen Mittelabfluss dar, vielmehr 
die der Tabelle genannten Ansätze die Barmittel des Sie stellen 

des Haushaltsaufstellungsverfahrens (ein Jahr vor dem betreffen-
voraussichtlichen Zahlungsverpflichtungen das jeweilige 

jeweiligen des richten der tatsäch-
zum Stand des 

--'-..;...,0..;..;.;"";";"""'-;;'" 

nen Verpflichtungen. 



von 2 Mio. 

es vom an 
Länder, die vorgelegt haben, verteilt werden? 
Wenn ja: Welche Länder haben zwischen 2010 und 2015 davon profitiert, dass 

GRW-Mittel voller Höhe abrufen bzw. verbrauchen 
. konnte? 

Antwort zu 2 und 3: 
Es ist zutreffend, dass andere Bundesländer nicht verbrauchte bzw. abgerufene 
tel zur Verteilung zur Verfügung gestellt haben. Dies galt nicht für Nordrhein­
Westfalen. Nordrhein-Westfalen hat in den Jahren 2010 bis 2014 alle bundesseitig 
zugewiesenen Verpflichtungsermächtigungen jeweils zu 100 %, im Jahre 2015 zu 
95,4 % (Differenz 4,6% ~ 2 Mio. Euro) ausgenutzt. Daher sind keine Nordrhein .. 
Westfalen zustehenden Verpflichtungsermächtigungen auf andere Bundeslän .. 
der verteilt worden. 
Dass die Mittel in 2015 nicht ganz vollständig belegt werden konnten, hat sich defini­
tiv auch erst am 30.12.2015 herausgestellt, so dass eine anderweitige Verteilung 
nicht mehr möglich war. 

Aktuell hat der Bund mitgeteilt, dass drei Bundesländer (BB, ST, SN) Barmittel zur 
Verteilung an andere Bundesländer freigeben, vier Bundesländer (BY, SL, ST, SH) 
geben Verpflichtungsermächtigungen frei. 

4. Welche Gründe/Ursachen lagen vor, dass zwischen 2010 und 2015 knapp ein Drittel 
der GRW-Mittel nicht abgerufen werden konnten? 

Antwort: 
Bei den nicht verausgabten Mitteln (4. Spalte der Tabelle in Frage 1) handelt es sich 
immer um durch Bewilligungen gebundene, aber von Zuwendungsempfängern nicht 
abgerufene Beträge. Diese werden grundsätzlich auf das Folgejahr übertragen. Für 
den Zeitraum 2010 .:. 2015 konnten auf Grund von Kürzungen von Zuwendungsbe­
scheiden (Vergabefehler, günstiger abgerechnete Bauvorhaben oder Verzichte von 
Zuwendungsempfängern) von den 159 Mio. Euro (TG 77) nur 7,6 Mio. Euro (~ 4,7%

) 

zunächst belegte Barmittel nicht genutzt werden. Diese Mittel sind nicht auf andere 
Bundesländer verteilt worden. 

Der Bewilligungsrahmen in NRW ist in den letzten Jahren fast vollständig aU·;;;;PM~;;­
schöpft worden (vgl. Antworten zu Nr. 1 und 3). 
Die Gründe für die in Satz 1 genannten Beträge liegen in Nordrhein-Westfalen im 
Wesentlichen darin, dass - anders als in den meisten Bundesländern - der überwie­
gende Teil der Mittel nicht in die gewerbliche Förderung, sondern in - zumeist große 
- Infrastrukturmaßnahmen fließt. Dies ist vor allem auch den besonderen Herausfor­
derungen altindustrieller Regionen mit zahlreichen hochkontaminierten Flächen i. d. 
R. inmitten der Städte geschuldet. 

der der Regel langen Vorbereitungszeit, in der die rechtlichen Rahmenbe-
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5 
Mio. genutzt worden. das' Breitbandausbau 

Gewerbegebieten hätte genutzt werden können. Wie viele Breitbandausbauprojek-
o welcher aus 

Antwort: 
Wie bereits in den zu den Fragen 1-3 erläutert, sind die Mittel fast 
ständig genutzt worden, allerdings teilweise erst in folgenden Haushaltsjahren. 

Anträge auf Fördermittel den Breitbandausbau Gewerbegebieten, die von 
den kommunalen Gebietskörperschaften gestellt worden sind, wurden auch bewilligt. 
Aus Mitteln der wurden acht Ausbaumaßnahmen insgesamt 923.649,60 



11. Minister 5 das Mio. 
Mittel für Breitbandausbau zur Verfügung stellt. Laut Vorlage 1.6/3845 handelt es 
sich bei genannten 87 Mio. € um den Gesamtansatz GRW-Mittel 
2015. Haushaltsplan belief sich der Ansatz für GRW-Mittel in 2015 insgesamt 
jedoch lediglich auf 54.532.800 Euro. Wie kommt Minister Duin auf einen GRW~ 
Gesamtansatz von 87 Mio. in 2015? 

Antwort: 
Hier ist wiederum die Unterscheidung zwischen Barmittelansatz und Ansatz der Ver­
pflichtungsermächtigungen relevant. "Ansätze für neue Bewilligungen" betreffen die 
Verpflichtungsermächtigungen. Hierfür standen dem Land Nordrhein-Westfalen im 
Haushaltsjahr 2015 insgesamt 84,14 Mio. EUR für neue Bewilligungen zur Verfü­
gung. Im Barmittelansatz waren 54 Mio. EUR veranschlagt. Die ursprünglich genann­
ten 87 Mio. Euro für Verpflichtungsermächtigungen waren ein bedauerlicher Übertra­
gungsfehler. 

12. NRW erhält einen Anteil von 6,51 % an den GRW-Gesamtmitteln. Insgesamt 
erhalten die westdeutschen Bundesländer (ohne Ber/in) 20,540/0 der Gesamtmittel. 
Hiervon entfallen ca. 31,70/0 auf NRW, obwohl hier nur ca. 270/0 d~r westdeutschen 
Bevölkerung (ohne Berlin) lebt. Ist es zutreffend, dass der auf NRW entfallende Anteil 
aufgrund der gesamtwirtschaftlichen Lage in NRW höher hätte ausfallen können, das 
Land aber Schwierigkeiten bei der erforderlichen Kofinanzierung hat, weshalb man 
sich auf diesen etwas niedrigeren Prozentsatz geeinigt hat? 

Antwort: 
Die Neuabgrenzung der GRW-Fördergebietskulisse für den Zeitraum 2014 - 2020 
hat als Ergebnis des bundesweiten Rankings einen deutlichen Zuwachs für NRW 
gebracht, da zugleich auch die von NRW immer Wieder kritisierte Verteilung des Ge­
samtvolumens mit 6/7 auf die ostdeutschen Länder und nur 1/7 auf die westdeut­
schen Länder ab 2014 aufgehoben wurde. Die danach beschlossene Verteilung nach 
Einwohnern hätte für NRW einen Anspruch auf mehr als das Zweieinhalbfache der 
Bundesmittel bedeutet, der eine entsprechende Kofinanzierung vor allem aber auch 
ausreichend viele Förderanträge pro Jahr erfordert hätte. 

Die Förderkulisse in Nordrhein-Westfalen ist zwar auch größer geworden, aus den 
Erfahrungen der vergangenen Jahre wäre eine Steigerung des Fördervolumens um 
das Zweieinhalbfache unrealistisch gewesen. Mit dem nunmehr für NRW zwischen 
Bund und Ländern vereinbarten und im Landtag verabschiedeten Mittelvolumen wird 
der tatsächliche Förderbedarf in den Kommunen im Fördergebiet bedient und es 
werden keine falschen Anreize (Mitnahmeeffekte) geschaffen. Für die Haushaltsauf­
stellung ist daher - auch in Anbetracht der Haushaltssituation - ein realistischer Be­
trag in Ansatz gebracht worden. 
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wichtung des 
werden insbesondere die des Ruhrgebietes, aber auch 

ländlichen Regionen mit der sich abzeichnenden demografischen Entwicklung an-
gemessen abgebildet. machte sich die positive Ost-
deutschland bemerkbar, so dass die Indikatoren einiger ostdeutscher Regionen bes­
ser waren als die westdeutscher. Daher sind diese ostdeutschen Regionen 

abgestiegen. 




